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Umweltpolitik in Japan
STRENGE GESETZE -  FLEXIBLE PRAXIS -  

ÖKONOMISCHE VORTEILE

von
Helmut Weidner

Japan, noch Ende der sechziger Jahre als eine Schaubühne der Umwelt- 
zerstörung charakterisiert, wird inzwischen wegen seiner erfolgreichen 
Umweltpolitik auch in Europa mit grosser Aufmerksamkeit betrachtet. 
Gerade im Bereich der Luftreinhaltung, wo uns die Probleme auf den 
Nägeln brennen, sind in Japan fast spektakuläre Erfolge erzielt worden. 
In den sechziger Jahren und auch Anfang der siebziger Jahre litt die 
japanische Stadtbevölkerung noch winters wie sommers unter extremen 
Smogbelastungen. Schon kurze Zeit später konnten jedoch die berühmt­
berüchtigten «Sauerstoff-Tankstellen», die den unter Atemnot leidenden 
Bürgern die Inhalation sauberer Luft ermöglichen sollten, abgebaut 

werden. Der rasche Belastungsrückgang ist mit umwelttechnischen 
Massnahmen und umweltpolitischen Regelungsinstrumenten 

erreicht worden, die teilweise weltweit einmalig sind.

N eue Techniken der Luftreinhaltung

Bei der Rauch­
gasentschwefelung 
und -entstickung hat 
Japan im interna­
tionalen Vergleich die 
Spitzenposition inne.

Bei der Rauchgasentschwefelung und -entstickung hat Japan im internatio­
nalen Vergleich inzwischen eindeutig die Spitzenposition inne. Während in 
den europäischen Ländern gegenwärtig bei nicht mehr als 40 Kraftwerken 
Rauchgasentschwefelungsanlagen betrieben werden -  aufgrund der seit Be­
ginn der achtziger Jahre in einigen Ländern (insbesondere Bundesrepublik 
Deutschland, Niederlande, Österreich, Schweiz und die skandinavischen 
Länder) erlassenen Verordnungen und Gesetze wird die Zahl in den kom­
menden zehn Jahren allerdings erheblich zunehmen - , sind in Japan schon 
vor Jahren fast alle Kraftwerke, auch zahlreiche Industriefeuerungsanlagen, 
hiermit ausgerüstet worden. Die erste Entstickungsanlage zur Verminderung 
der Stickstoffoxidemissionen ging Mitte der siebziger Jahre in Betrieb; in 
Europa können die grosstechnischen Rauchgasentstickungsanlagen noch an 
einer Hand abgezählt werden. Gegenwärtig sind in Japan über 1400 Rauch­
gasentschwefelungsanlagen und rund 230 Entstickungsanlagen installiert 
worden. Auch die Automobilabgase werden in Japan stärker gereinigt als in 
vielen anderen Ländern. Der Ausstoss von Kohlenwasserstoffen, Kohlen­
monoxid und Stickstoffoxiden wurde beim einzelnen Personenkraftwagen 
durch strenge Abgasbegrenzungsvorschriften um rund 90% im Vergleich 
zum Jahr 1970 gesenkt. Der im Juli 1987 vereinbarte Kompromiss in der 
Europäischen Gemeinschaft zu den Abgasgrenzwerten fällt hinter den seit 
längerem in Japan erreichten Stand der Abgasentgiftungstechnik zurück. 
Aufgrund der Massnahmen in Japan wird der Luftqualitätsstandard für 
Schwefeldioxid inzwischen an über 99% der rund 1600 Messstationen einge­
halten. Dagegen wird der Luftqualitätsstandard für Stickoxide bei den rund 
270 speziell an Autostrassen aufgestellten Messstationen immer noch an 24% 
der Stationen überschritten. Dies wird vor allem auf die immense Zunahme 
des Kraftfahrzeugbestandes zurückgeführt, mit der die scharfen N02-Abgas­
grenzwerte nicht Schritt halten konnten: Allein von 1970 bis 1980 verdop­
pelte sich die Anzahl der Kraftfahrzeuge. Im Bereich des Gewässerschutzes 
haben die umweltpolitischen Anstrengungen dazu geführt, dass die Belastung
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der Gewässer mit toxischen Substanzen stark zurückging; in nur 58 Fällen 
(0,04%) von 149463 Proben wurden die Gewässergütestandards für gesund­
heitsgefährdende Stoffe überschritten.

U mweltpolitische Regelungsinstrumente

Neben den umwelttechnischen Massnahmen war auch die Anwendung 
einiger neuartiger umweltpolitischer Regelungsinstrumente an den Schad­
stoffminderungen beteiligt. Hierzu gehörten vor allem:

Emissionskontingente 
für S02 und N02

-  das Gesamtemissionsmengen-Steuerungssystem, a u f dessen Basis den 
Betrieben Emissionskontingente fü r  S02, N02 und organisch abbaubare 
Abwassereinleitungen zugeteilt werden;

Kostenbeteiligungs­
gesetz für umweltbe­
zogene Sanierungen

-  das Kostenbeteiligungsgesetz fü r  umweltschutzbezogene Vorsorge- und 
Sanierungsmassnahmen, wonach bestimmte Unternehmen bis zu 70% der 
hierbei anfallenden Kosten zu tragen haben;

Schadenersatz für 
Gesundheitsbeein­
trächtigungen

-  und ein Schadenausgleichssystem fü r  Gesundheitsbeeinträchtigungen 
infolge von Umweltverschmutzungen, dessen Kosten überwiegend nach dem 
Verursacherprinzip au f schadstoffemittierende Betriebe oder Kraftfahrzeug­
besitzer überwälzt werden.
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Die umweltpolitischen 
Leistungen sind 
Ergebnis einer sehr 
konfliktreichen 
Entwicklungsge­
schichte.

Die umweltpolitischen Leistungen im Bereich der Luftreinhaltung wie 
auch bei der Verminderung der toxischen Substanzen in Gewässern sind 
jedoch nicht als Ergebnis einer vorausschauenden staatlichen Umweltpolitik 
zu werten. Sie sind vielmehr Ergebnis einer überaus konfliktreichen Ent­
wicklungsgeschichte, in deren Verlauf es zu einem dramatischen Anstieg der 
Gesundheitsbeeinträchtigungen durch industrielle Emissionen, zu landes­
weiten Protesten und teilweise militanten Demonstrationen gegen Umwelt­
verschmutzer sowie zu langwierigen gerichtlichen Auseinandersetzungen 
zwischen Geschädigten und emittierenden Unternehmen kam. Die japanische 
Umweltpolitik seit Ende des 2. Weltkriegs lässt sich dabei grob in drei 
Phasen gliedern: die Phase der ökologischen Ignoranz bis Mitte der sechziger 
Jahre, als Regierung und Industrie so gut wie keine Rücksicht auf Umwelt­
belange und Proteste der Geschädigten nahmen; die darauffolgende Phase 
einer lediglich symbolischen Umweltpolitik, in der zwar im Wortlaut 
strenge, in der Praxis aber nicht vollzogene Gesetze erlassen wurden, und die 
Phase einer aktiven, technokratischen Umweltpolitik, die etwa 1970 einsetzte 
und bis heute andauert.

D ie vier grossen Umweltschutzprozesse

In vier Umwelt­
prozessen wurden 
mächtige Industrie­
gruppen zu hohen 
Schadenersatzlei­
stungen verurteilt.

Entscheidenden Anteil an der grundlegenden Wende der japanischen Um­
weltpolitik Anfang der siebziger Jahre hatten vier zivilrechtliche Gerichts­
verfahren, in denen die Opfer von Quecksilber- und Cadmiumvergiftungen 
(Minamata- bzw. Itai-Itai-Krankheit) sowie von Atemwegerkrankungen 
durch Schwefeldioxid (Yokkaichi-Asthma) hohe Schadenersatzleistungen 
erstritten. In diesen in Japan als die «Vier grossen Umweltschutzprozesse» 
bezeichneten Verfahren haben japanische Untergerichte -  nur in einem Fall 
auch ein Berufungsgericht -  das japanische Haftpflichtrecht im Interesse der 
Geschädigten geradezu revolutioniert.

Beweislastumkehr

Neben ihrem immensen Öffentlichkeitseffekt -  mächtige Industriegruppen 
waren zum ersten Mal und in relevantem Ausmass wegen der durch ihre 
laxen Umweltschutzmassnahmen verursachten Schäden verurteilt worden -  
sind die von der Rechtsprechung entwickelten neuen Entscheidungs­
prinzipien von fundamentaler Bedeutung. Zu diesen Rechtsprinzipien ge­
hören insbesondere die Anwendung des epidemiologischen Kausalitätsnach­
weises hinsichtlich der Ursache-Wirkungs-Beziehungen zwischen einer be­
stimmten Schadstoffkonzentration und dem Gesundheitsschaden, scharfe 
Sorgfaltsanforderungen bei abstrakt-potentiell gefährlicher Produktion und 
die Beweislastumkehr für deren Einhaltung sowie die Anerkennung einer 
weitgehenden Haftung jedes Verschmutzers bei zusammenwirkenden Emis­
sionen (Gefährdungs- und gesamtschuldnerische Haftung). Hierdurch wurde 
es den Geschädigten wesentlich erleichtert, ihre Ansprüche vor Gericht 
durchzusetzen. Sie brauchten nun nicht mehr wie vormals einen strikten 
naturwissenschaftlichen Kausalitätsnachweis über den Zusammenhang zwi­
schen Schadstoffen und deren gesundheitlichen Effekten zu erbringen, son­
dern es reichte dem Gericht, wenn statistische, etwa durch epidemiologische 
Untersuchungen gewonnene Informationen es plausibel erscheinen Hessen, 
dass ein Zusammenhang zwischen bestimmten Krankheiten und dem Vor­
kommen bestimmter Schadstoffe bestand.
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Gesamtschuldnerische Haftung

Mehrere Unter­
nehmen werden als 
gemeinsame 
Schadensquelle 
definiert.

Das Problem des Verursachemachweises lösten die japanischen Richter inso­
fern zugunsten der Geschädigten, als sie beim Vorliegen einer gewissen 
Plausibilität, dass bestimmte Betriebe für diese Schadstoffemissionen verant­
wortlich sind, von diesen Betrieben verlangten, das Gegenteil zu beweisen 
(Beweislastumkehr). Im Falle der Atemwegbeeinträchtigungen durch Luft­
schadstoffemissionen (Yokkaichi-Prozess) lag dabei eine sehr komplizierte 
Situation vor, weil hier eine Gruppe von sechs Unternehmen vor Gericht 
stand. Die Richter sahen hierbei davon ab, herauszufinden, inwieweit und ob 
überhaupt jedes einzelne dieser sechs schadstoffemittierenden Unternehmen 
für die Atemwegerkrankungen verantwortlich zu machen war; statt dessen 
wurden die Unternehmen als eine gemeinsame Schadensquelle definiert, 
weil sie einen zusammenhängenden industriellen Komplex bildeten. Damit 
wurde das Prinzip der gesamtschuldnerischen Haftung aufgestellt.

Gefährdungshaftung

Schliesslich musste noch die Frage nach einer schuldhaften (vorsätzlichen 
oder fahrlässigen) Handlung der beklagten Unternehmen beantwortet wer­
den. Diese weisen unter anderem darauf hin, dass die technischen Möglich­
keiten zur Schadstoffbegrenzung nicht oder nur sehr begrenzt vorhanden 
oder ökonomisch unerschwinglich gewesen seien und dass der Schadstoff- 
ausstoss nicht gegen gesetzliche Auflagen oder Verwaltungsvorschriften 
verstossen habe. Die Gerichte befanden jedoch, dass bestimmte Grossemit­
tenten, besonders aus den Branchen Chemie, Petrochemie und Energie­
erzeugung, grundsätzlich eine so hohe Umwelt- und Gesundheitsgefährdung 
in sich bürgen, dass strengste Vorsichtsmassnahmen, einschliesslich der An­
wendung der fortschrittlichsten auf dem Weltmarkt angebotenen Reinigungs­
technologie, verlangt werden können. Die Gerichte haben zugleich indirekt
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Bei abstrakt-potentiell 
gefährlicher Pro­
duktion werden 
scharfe Sorgfalts­
anforderungen gestellt.

die Umweltpolitik der Regierung kritisiert, indem sie die Einhaltung staat­
licher Emissionsgrenzwerte und Einzelauflagen nicht als Rechtfertigungs­
grund anerkannten. So hiess es in einer Urteilsbegründung, dass das Ein­
halten von Emissionsstandards nur gegen Verwaltungssanktionen schützen 
könne, die Opfer jedoch nicht ihr Schicksal zu erdulden hätten, nur weil der 
Schadstoffausstoss den gesetzlichen Vorschriften entsprochen habe.

Die Gerichtsurteile verstärkten entscheidend den Gesichtsverlust der japa­
nischen Industrie und der offiziellen japanischen Umweltpolitik. Sie führten 
auch dazu, dass man der rechtlichen Waffengleichheit zwischen Umweltver­
schmutzern und Betroffenen ein beträchtliches Stück näher kam. Insbe­
sondere die Befürchtungen von Industrie und Regierung, dass es nun zu einer 
Prozesslawine gegen emittierende Betriebe kommen könne, waren Anlass 
für die grundlegende Änderung der staatlichen Umweltpolitik. Strengere 
Umweltgesetze wurden nicht nur erlassen, sondern auch vollzogen. In enger 
Kooperation mit den betroffenen Industriezweigen wurden kurzfristige Ziele 
für Umweltverbesserungen abgesteckt und die hierfür erforderlichen Strate­
gien festgelegt. Zum Teil wegen der optischen Effekte (schnelle Sichtbarkeit 
umweltpolitischer Erfolge) wurde der Schwerpunkt auf Massnahmen im 
Bereich der Luftreinhaltung und zur Verminderung der Gewässerbelastung 
durch toxische Substanzen gesetzt. Die Gerichtsurteile waren aber auch 
unmittelbarer Anstoss zum Erlass eines Gesetzes, das für Gesundheits­
schäden durch Umweltverschmutzungen Entschädigungsleistungen vorsieht, 
zu deren Finanzierung primär die schadstoffemittierenden Unternehmen 
herangezogen werden.

Kompensationsleistungen

Für bestimmte Ge­
sundheitsbeeinträch­
tigungen müssen 
gesetzlich vorge­
schriebene Entschädi­
gungen gezahlt wer­
den.

Im Jahre 1986 erhiel­
ten auf dieser 
Grundlage rund 
lOO'OOO Personen 
Entschädigungs­
leistungen.

Japan ist bislang das einzige Land, das ein umfassendes spezialgesetzlich 
geregeltes Entschädigungssystem für Gesundheitsbeeinträchtigungen hat, die 
durch Umweltverschmutzung verursacht sind. Für bestimmte gesetzlich fest­
gelegte Gesundheitsbeeinträchtigungen werden Entschädigungen gezahlt, die 
nach Schwere der Beeinträchtigung gestaffelt sind. Der Leistungskatalog 
reicht von Beihilfen für Medikamente bis hin zu einer dynamisierten Renten­
zahlung im Falle der Erwerbsunfähigkeit. In seiner heute bestehenden Form 
wurde das Entschädigungssystem 1974 in Kraft gesetzt. Im Jahr 1986 erhiel­
ten 99410 Personen auf seiner Grundlage Entschädigungszahlungen und son­
stige Beihilfen, darunter über 97000 Personen wegen Erkrankungen der 
Atemwege. Die hohe Zahl von Entschädigungsberechtigten trotz der immen­
sen Verbesserungen der Umweltqualität ist wesentlich damit zu erklären, 
dass auch heute noch Personen als entschädigungsberechtigt anerkannt wer­
den, bei denen die Krankheitsursachen viele Jahre zurückliegen.

Im Falle der luftverschmutzungsbedingten Schäden erfolgt die Kosten­
deckung durch Abgaben, die Unternehmen proportional zu ihren S02-Emis- 
sionen in einen Kompensationsfonds zu zahlen haben. Luftverschmutzer in 
Belastungsgebieten, das heisst in solchen Gebieten, in denen Atemweg­
erkrankungen gehäuft auftreten, müssen wesentlich höhere Abgaben zahlen 
als diejenigen in unbelasteten Gebieten. Im Höchstfall (so in der Präfektur 
Osaka) kann die Abgabe rund 14 DM pro kg Schwefeldioxid betragen. Auch 
das Kollektiv der Autofahrer muss indirekt seinen Obolus zum Entschä­
digungssystem leisten. 20% der Kompensationskosten werden durch das 
Aufkommen der Kfz-Gewichtssteuer beglichen. Das Kompensationssystem 
ist insgesamt so pragmatisch konstruiert, dass es mit einem relativ geringen 
Verwaltungsaufwand und ohne besondere Vollzugsschwierigkeiten funktio­
niert. Gleichwohl wird von verschiedenen Gruppen Kritik an einigen Aspek­
ten des Systems geübt. So fordern die Geschädigten und ihre Organisationen
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Unternehmen müssen 
Abgaben proportional 
zu ihren Emissionen 
in einen Kompen­
sationsfonds zahlen.

unter anderem die Aufnahme weiterer Krankheitsarten in das Kompen­
sationssystem. Die Beteiligung der Automobilisten zu nur einem Fünftel am 
Entschädigungsfonds wird insbesondere von den Betreibern stationärer 
Quellen kritisiert, da die S02-Emissionen aus dem Kraftwerks- und In­
dustriebereich drastisch gesunken sind, während der Anteil der Kfz-Emis- 
sionen (speziell Stickoxide) an der Luftbelastung in den Ballungsgebieten 
seit Einführung des Gesetzes stark zugenommen hat. Eine 1983 eingesetzte 
unabhängige Kommission zur Überprüfung des Kompensationssystems hat 
im Dezember 1986 Vorschläge zu Modifikationen des Systems gemacht. 
Empfohlen wird vor allem, die Schadstoffemissionen der Kraftfahrzeuge bei 
den Abgabesätzen stärker zu berücksichtigen und die individuellen Entschä­
digungszahlungen in den verbliebenen Problembereichen aufzugeben. Für 
bereits anerkannte Umweltverschmutzungsopfer soll das alte System im 
wesentlichen weitergelten. Eine Prognose zum Ausgang der nunmehr einset­
zenden politischen Debatte lässt sich gegenwärtig nicht machen, da Ent­
scheidungen zu brisanten gesellschaftspolitischen Problemen in Japan 
üblicherweise erst nach umfänglichen und zeitaufwendigen Diskussionspro­
zessen gefällt werden -  dafür ist wegen des hierdurch erreichten breiten 
Konsenses aller Betroffenen ein effektiver Vollzug der Entscheidungen in 
aller Regel sichergestellt.

«Gentlemen's Agreements»
Im internationalen Vergleich schälen sich zwei weitere umweltpolitische In­
strumentarien als japantypisch heraus. Zu einem handelt es sich um soge­
nannte Umweltschutzvereinbarungen, die in ihren Bestimmungen oftmals 
weitaus strenger sind als die Umweltgesetze. Häufig wird die Laufzeit der 
Vereinbarungen auf etwa drei Jahre befristet, um die Anforderangen der Ent­
wicklung des Standes der Umwelttechnik anpassen zu können. Dieses flexib­
le System, durch das jeweils gezielt auf die örtliche Umweltsituation und die 
ökonomische Situation der jeweiligen Betriebe reagiert werden kann, hat 
nach allgemeiner Auffassung japanischer Experten entscheidenden Einfluss 
auf die Umweltschutzmassnahmen der japanischen Industrie gehabt. Obwohl 
die Vereinbarungen keine öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Ver­
träge sind, sondern blosse «Gentlemen's Agreements», halten sich die Unter­
nehmen an sie, um nicht vor Ort «das Gesicht zu verlieren» -  und um subtile 
oder radikalere Sanktionsformen der Verwaltung und der Bürger (etwa 
Dienst nach Vorschrift der Gewerbebehörde, Käuferboykotts) zu vermeiden.

U mweltberichterstattung

Umweltdaten zur 
Luft- und Gewässer­
belastung werden 
systematisch erhoben, 
verarbeitet und 
veröffentlicht.

Die Erfolge der japanischen Umweltpolitik und ihr Rückgewinn an allge­
meiner Glaubwürdigkeit wären zum zweiten ohne das beeindruckend umfas­
sende System der Umweltberichterstattung kaum möglich gewesen. Nirgend­
wo sonst in der Welt werden Umweltdaten zur Luft- und Gewässerbelastung 
so systematisch erhoben, verarbeitet und veröffentlicht. Dies schuf nicht nur 
für die umweltbelastenden Unternehmen einen beträchtlichen Anreiz, die 
Umweltschutzgesetze einzuhalten, sondern auch über das gesetzlich erfor­
derte Mass hinausgehende Umweltschutzmassnahmen durchzuführen, um 
ein gutes Umweltschutzimage zu bekommen. Soweit feststellbar, hat die 
grosse Transparenz im Umweltschutzbereich die Position der Bürger be­
züglich ihres Einflusses auf Umweltschutzmassnahmen erheblich verbessert, 
ohne dass die Unternehmen von einer Welle unerfüllbarer Ansprüche über-
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Die grössten 
Umweltschutzerfolge 
wurden vor allem dort 
erzielt, wo aufgrund 
von schweren 
Gesundheitsschäden 
die Gesetze verschärft 
wurden.

schwemmt wurden oder die Steuerungskapazität der Umweltverwaltung ge­
schwächt wurde.

Insgesamt ist festzustellen, dass herausragende Umweltschutzleistungen in 
Japan primär in den Bereichen erzielt worden sind, in denen aufgrund 
schwerwiegender Gesundheitsschäden die allgemeinen Haftungsprinzipien 
und das Umweltschutzrecht verschärft worden sind. Andere Umweltbereiche 
wie auch der allgemeine ökologische Bereich sind dagegen vernachlässigt 
worden. So sind die Gewässer immer noch stark mit organischen Substanzen 
belastet, insbesondere zirkulationsschwache Gewässer wie Seen und Meeres­
buchten haben einen hohen Eutrophierungsgrad. Die Abfallmengen aus dem 
Haushalts- und Gewerbebereich nehmen rasch zu, und Deponieplätze sind 
im dichtbesiedelten Japan rar. Der Müll (auch Sondermüll) wird häufig zur 
Küstenaufschüttung oder zum Bau künstlicher Inseln verwendet; dies könnte 
langfristig verheerende Folgen für die Gewässer, auch für das Grundwasser, 
haben. Lärm- und Vibrationsbelastungen machen den Hauptanteil der 
Beschwerden aus der Bevölkerung über Umweltbelastungen aus. Im Natur- 
und Landschaftsschutz liegt, ebenso wie im Bereich der Raumordnung und 
Stadtplanung, noch vieles im argen. Eine eigentliche Umweltschutzpolitik, 
die den gesamtökologischen Kontext berücksichtigt und durch vorsorgeori­
entierte Massnahmen «Problemverlagerungen» vermeidet, muss in Japan erst 
noch entwickelt werden. Das Fazit der japanischen Umweltpolitik dürfte 
daher lauten, dass Japan weder auf dem Weg zum einst vorausgesagten 
«ökologischen Harakiri» ist noch ein ökologischer Musterknabe geworden 
ist.

Erfolge in der japanischen Umweltpolitik

Die hohen Umwelt­
schutzinvestitionen 
haben sich positiv für 
die ganze Volks­
wirtschaft ausgewirkt.

Gleichwohl sind für wichtige Umweltbereiche technische, politische und 
rechtliche Massnahmen zur Minderung der Gesundheits- und Umweltfolgen 
industriellen Wachstums ergriffen worden, die innerhalb einer relativ kurzen 
Zeitspanne zu drastischen Belastungsminderungen geführt haben. Dies ist 
mit Hilfe von formellen und informellen Regelungsinstrumenten geschehen, 
die in pragmatischer, flexibler Weise miteinander kombiniert werden, so 
dass die strengen Umweltschutzmassnahmen weder zur Überbelastung der 
Verwaltung noch zu einer Beeinträchtigung des Wirtschaftssektors geführt 
haben.

Es spricht eher vieles dafür, dass sich die im Vergleich zu anderen 
Industrienationen wesentlich höheren Umweltschutzinvestitionen Japans im 
allgemeinen positiv für die Volkswirtschaft ausgewirkt haben: Das Brutto­
sozialprodukt Japans wuchs zwischen 1971 und 1981, also in dem Zeitraum, 
in dem die strengen Umweltvorschriften zur Anwendung kamen, jährlich um 
durchschnittlich 4,7%. Negative Auswirkungen auf die Beschäftigungssitua­
tion, Geldwertstabilität, die Entwicklung des technischen Fortschritts und 
den Export sind nicht bekannt. Im Gegenteil, es überwog der volks­
wirtschaftliche Nutzen: Die strengen Regelungen zur Emissionsbegrenzung 
gaben Industrie- und Energieversorgungsuntemehmen einen kräftigen An- 
stoss zu Energieeinsparungen; dies wirkte sich nach den Ölpreiskrisen von 
1973 und 1979 sehr günstig aus. Die Opposition der Bürger gegen ver­
schmutzungsintensive Industriezweige erzwang einen generellen Schwenk in 
der Industriepolitik: Die Strategie des Ausbaus der Schwerindustrie wurde 
zugunsten von modernen, ressourcen- und energieschonenden Branchen, den 
sogenannten High-Technology-Industrien, auf gegeben. Auch bei den älteren 
bestehenden Industrieanlagen kam es, erzwungen durch die Umwelt­
schutzvorschriften, zu einem Modemisierungsschub. Entwicklung und Bau
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Lizenzen für Rauch­
gasentschwefelungs­
und entstickungs- 
anlagen werden zu 
einem neuen Export­
schlager.

von Umweltschutztechniken und -anlagen erhielten und schufen Arbeits­
plätze im Bausektor, in der Maschinen- sowie der Eisen- und Stahlindustrie. 
Da die japanischen Pkw inzwischen alle mit Katalysatoren ausgestattet wer­
den, braucht die japanische Automobilindustrie keine Exporteinbussen zu 
befürchten, falls die europäischen Länder schneller als bislang vorgesehen 
striktere Abgasgrenzwerte zur Pflicht machen. Lizenzen für Rauchgas- 
entschwefelungs- und Entstickungsanlagen werden zunehmend zu einem 
Exportschlager; sie werden vor allem von bundesdeutschen Firmen erwor­
ben.

Als Fazit kann gelten, dass die strengen umweltpolitischen Massnahmen 
die japanische Wirtschaftskraft gestärkt und entscheidende Impulse zu einem 
industriellen Strukturwandel gegeben haben, der Japan die weltwirtschaft­
liche Krisensituation besser als andere Nationen überstehen liess. Dies kann 
weitgehend darauf zurückgeführt werden, dass in der Umweltpolitik zu 
Beginn der siebziger Jahre klare und verbindliche Ziele gesetzt worden 
waren, die äusserst pragmatisch und mit flexibel gehandhabten Regelungs­
instrumenten realisiert wurden. Dementsprechend zeichnet sich die japa­
nische Umweltpolitik insgesamt durch einen ergebnisbezogenen, konzep­
tionellen Pragmatismus aus.
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